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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 2 U 156/14 B 
 
L 14/3 U 178/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 17 U 280/06 (SG Osnabrück) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
Landesunfallkasse Niedersachsen, 
Am Mittelfelde 169, 30519 Hannover, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….. . 
  
  
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Dezember 2014 durch den 

Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    - Vorsitzender - sowie die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l  

und den Richter   H e i n z  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen der Versäumung 

der Frist zur Einlegung der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 27. März 2014 zu gewähren, wird ab-

gelehnt.
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Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 27. März 2014 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Klägerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens einschließlich der Kosten der 

Beigeladenen. 

 

Der Streitwert wird auf 4543,18 Euro festgesetzt. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin hat mit am 16.7.2014 beim BSG eingegangenem Schriftsatz vom 10.7.2014 Be-

schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem ihr am 13.6.2014 zugestellten Urteil 

des LSG Niedersachsen-Bremen vom 27.3.2014 eingelegt und diese begründet. Nach gerichtli-

chem Hinweis auf eine mögliche Fristversäumung hat die Klägerin beantragt, ihr Wiedereinset-

zung in den vorigen Stand wegen der Versäumung der Beschwerdefrist zu gewähren. Die gut 

ausgebildete und als zuverlässig erprobte Mitarbeiterin ihres Prozessbevollmächtigten habe aus 

ihr selbst nicht erklärlichen Gründen den Ablauf der Beschwerdefrist mit dem 17.7.2014 errech-

net und diese Frist auf der Urteilsausfertigung, im Fristenkalender und in der Handakte vermerkt 

sowie als Vorfrist den 10.7.2014 notiert. 

 

Die Beklagte und die Beigeladene haben beantragt, den Antrag auf Wiedereinsetzung abzuleh-

nen und der Beschwerde nicht stattzugeben. Sie halten die Voraussetzungen für eine Wieder-

einsetzung nicht für gegeben und die Nichtzulassungsbeschwerde für unzulässig bzw unbe-

gründet. 

 

 

II 

 

Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist unbegründet. Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision in der angefochtenen Entscheidung des LSG ist mangels fristgemäßer Einlegung 

unzulässig. 

 

1. Der Klägerin ist auf ihren Antrag keine Wiedereinsetzung in die Frist zur Einlegung der Nicht-

zulassungsbeschwerde zu gewähren. 
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Zwar ist eine Wiedereinsetzung in die Frist zur Einlegung der Nichtzulassungsbeschwerde 

grundsätzlich möglich (vgl Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, 

§ 160a RdNr 7). Nach § 67 Abs 1 SGG setzt eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand vor-

aus, dass jemand ohne Verschulden gehindert war, eine gesetzliche Frist einzuhalten, und er 

die Wiedereinsetzung beantragt. Nach § 67 Abs 2 Satz 2 SGG sind die Tatsachen zur Begrün-

dung des Antrags glaubhaft zu machen. 

 

Vorliegend hat die Klägerin durch ihren Antrag und die zur Glaubhaftmachung vorgelegte ei-

desstattliche Versicherung nicht überwiegend wahrscheinlich gemacht, dass sie oder ihr Pro-

zessbevollmächtigter, dessen Verschulden sie sich zurechnen lassen muss, ohne Verschulden 

gehindert waren, die Frist zur Einlegung der Nichtzulassungsbeschwerde (§ 160a Abs 1 Satz 2 

SGG) einzuhalten. Zwar darf ein Rechtsanwalt die Berechnung üblicher und in seiner Praxis 

häufig vorkommender Fristen, sog Routinefristen, qualifizierten Angestellten übertragen (BSG 

vom 27.5.2008 - B 2 U 5/07 R - SozR 4-1500 § 67 Nr 6). Für besonders wichtige Fristen im 

Rahmen des sozialgerichtlichen Verfahrens geht die Rechtsprechung hingegen davon aus, dass 

der Anwalt selbst die Fristberechnung vornehmen muss (vgl Keller in Meyer-Ladewig/Keller/ 

Leitherer, aaO, § 67 RdNr 9). Darüber hinaus muss der Rechtsanwalt, auch wenn er die Fristen-

kontrolle qualifiziertem Personal übertragen hat, eigenverantwortlich selbst nachprüfen, ob die 

Frist zutreffend berechnet worden ist und ob der Fristablauf bevorsteht, wenn ihm die Akte im 

Zusammenhang mit einer fristgebundenen Prozesshandlung zur Bearbeitung vorgelegt wird (vgl 

zB BSG vom 10.3.2008 - B 1 KR 29/07 R - Juris; BGH vom 10.6.2008 - VI ZB 2/08 - NJW 2008, 

3439 mwN; vgl auch BGH vom 13.7.1989 - VII ZB 6/89 - HFR 1990, 392; Keller in Meyer-Lade-

wig/Keller/Leitherer, aaO, § 67 RdNr 9e). 

 

Die Klägerin hat nicht hinreichend glaubhaft gemacht, dass ihr Prozessbevollmächtigter dieser 

Sorgfaltspflicht nachgekommen ist. Da als Vorfrist der 10.7.2014 notiert worden war, hätte der 

Prozessbevollmächtigte der Klägerin bei Fertigung des Schriftsatzes vom 10.7.2014 an diesem 

Tag überprüfen müssen, ob der Ablauf der Beschwerdefrist zutreffend berechnet worden war. 

Hierbei hätte ihm der Fehler im Hinblick auf das Datum des Eingangsstempels des Urteils des 

LSG mit dem 13.6.2014 sowie dem Vermerk zum Fristende "Beschwerde 17.7.2014" auffallen 

und das Fristende von ihm nachberechnet werden müssen. Wäre er seiner Sorgfaltspflicht 

nachgekommen, wäre noch ausreichend Zeit verblieben, den Schriftsatz vom 10.7.2014 noch 

an dem selben Tag oder spätestens bis zum Ablauf der Beschwerdefrist am Montag, dem 

14.7.2014, fristgemäß an das BSG, ggf per Fax, zu übersenden. 

 

2. Die Beschwerde ist unzulässig. 

 

Nach § 160a Abs 1 Satz 2 SGG ist die Beschwerde innerhalb eines Monats nach Zustellung des 

Urteils einzulegen. Das Urteil wurde der Klägerin am 13.6.2014 zugestellt. Damit lief die Frist zur 

5 

6 

7 

8 

9 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 

 

 

  

 

Einlegung mit Ablauf des 14.7.2014, eines Montags, ab. Da die Beschwerde erst am 16.7.2014 

bei dem BSG einging, ist sie nicht fristgerecht eingelegt worden. 

 

Da die Beschwerde unzulässig ist, ist sie ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter durch Be-

schluss zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG). Von einer weiteren Begründung 

wird abgesehen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 154 Abs 2 VwGO, § 162 

Abs 3 VwGO. Es entspricht der Billigkeit, auch die Kosten der Beigeladenen, die mit ihren im 

Beschwerdeverfahren gestellten Anträgen obsiegt hat, der Klägerin aufzuerlegen. 

 

4. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren war nach Anhörung der Beteiligten gemäß 

§ 197a Abs 1 Satz 1, § 52 Abs 3 Satz 1, § 47 Abs 1 Satz 1 und § 36 Abs 2 GKG entsprechend 

der im Beschwerdeverfahren streitigen Höhe der Beitragsforderung für Lernende für die Jahre 

2003 und 2004 in Höhe von 4543,18 Euro festzusetzen. Nach Mitteilung der Beklagten, der die 

übrigen Beteiligten nicht widersprochen haben, betrug die Beitragsforderung hinsichtlich der Ler-

nenden für das Jahr 2003 1067,20 Euro und für das Jahr 2004 3475,98 Euro, insgesamt damit 

4543,18 Euro. Dieser Betrag ist nicht gemäß § 52 Abs 3 Satz 2 GKG zu erhöhen, weil insbeson-

dere im Hinblick auf die erhebliche Differenz der Beitragsforderungen der Jahre 2003 und 2004 

im Beschwerdeverfahren nicht ersichtlich ist, dass und welche offensichtlich absehbaren Auswir-

kungen auf künftige Beitragsfestsetzungen bestehen könnten. 
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